
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin/ sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, 

im Rahmen des 5G-Ausbaus wird u.a. das kommunale Vorsorgeprinzip und daraus resultierend die Haftungsfrage bei Gesundheitsschäden an Mensch, Tier und Umwelt diskutiert. Es ist mir sehr wichtig, Ihnen in komprimierter Form verschiedene Aspekte zu dieser komplexen Sachlage darzulegen. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) schreibt: 
„Bei den jeweiligen Ausbauschritten von 5G muss also untersucht werden, ob die Menschen einer höheren Strahlungsmenge ausgesetzt werden.“ 
Hierzu muss man wissen, dass die Mobilfunkanbieter an einen bestehenden oder neuen Mobilfunk-masten (bis 4G) ungefragt 5G-Sender anhängen. 
Das kommunale Vorsorgeprinzip sieht jedoch nicht nur die Immissionsminderung bis 4G vor. 

Es beinhaltet auch die Maxime von Frau Paulini, Präsidentin des Bundesamtes für Strahlenschutz, dass sensible Orte in einer Kommune, wie Kindergärten, Schulen, Pflegeheime u.a.m. nicht mit 5G bestrahlt werden dürfen
Gleichzeitig veröffentlicht das BfS Empfehlungen für den Endverbraucher im Umgang mit hoch-frequenten elektromagnetischen Feldern. Dies sind Vorsorgemaßnahmen, die laut BfS die gültigen Grenzwerte ergänzen. 

Und damit muss sich die Kommune zwangsläufig nicht nur die Frage stellen, ob die aktuellen Grenzwerte „alleine“ wirklich noch Gültigkeit haben. 

Es stellt sich für die Kommune viel mehr noch die Haftungsfrage in neuer Dimension: sowohl im Bereich bis 4G als auch mit 5G.
Die Darlegung dieses komplexen Sachverhalts können Sie dem beigefügten Infoblatt „Kann die Kommune bei 5G-Schäden haftbar gemacht werden?“ entnehmen. 
Sicherlich wäre es Ihnen hilfreich, wenn wir hierzu ein gemeinsames  Gespräch vereinbaren können. 
Ich freue mich auf einen konstruktiven Dialog mit Ihnen.
Mit freundlichen Grüßen 

Max Mustermann


